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Einverständnisse 
 
 
 
Unterschrift 

 
 
 
 
Dr. Kühn 
 
Begründung 

 
Die der Anfrage zu Grunde liegende Annahme, junge Menschen, die sich in Schul- oder 
Berufsausbildung befinden, erhielten Leistungen des SGB II als Darlehen, entspricht nicht 
der geltenden Rechtslage, denn gem. § 7 Abs. 6 SGB II sind diese jungen Menschen dann 
nicht von der Leistungsgewährung ausgeschlossen, wenn kein Anspruch auf Förderung 

besteht, weil der Auszubildende bei seinen Eltern wohnt (§ 2 Abs. 1a BAföG, § 64 Abs. 1 
SGB III). Weiterhin nicht von der Leistungsgewährung ausgeschlossen sind Schüler von 
Berufsfachschulen u. Fachschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene 
Berufsausbildung nicht voraussetzt (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 BAföG).Darüber hinaus sind auch die 
Personen nicht von der Leistungsgewährung ausgeschlossen, deren Bedarf sich nach § 66 
Abs. 1 SGB III i.V.m. § 12 Abs. 1 Nr. 1 BAföG richtet (Personen die sich 
berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen befinden und im Haushalt ihrer Eltern bzw. eines 
Elternteils leben). 
 
Nach § 7 Abs. 5 SGB II haben Auszubildende (auch Schüler und Studenten) deren 
Ausbildung im Rahmen des Bundesausbildungsförderungsgesetzes  oder §§ 60 bis 62 des 
SGB III dem Grunde nach förderungsfähig ist keinen Anspruch auf Leistungen zur Sicherung 
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des Lebensunterhaltes. In besonderen Härtefällen können Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhaltes als Darlehn geleistet werden. Dies stellt allerdings im Alltag eine 

äußerst seltene Ausnahme dar. 
 
Schüler und Auszubildende die im Haushalt ihrer Eltern oder eines Elternteils leben, erhalten 
Arbeitslosengeld II grundsätzlich als nicht zurück zu zahlende Beihilfe. Die Regelungen des 
SGB II stellen insoweit keine Schlechterstellung im Vergleich zum Bundessozialhilfegesetz 
(§ 26 BSHG) dar.  
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